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Bildung von Rückstellungen für künftige Umlageverpflichtungen
hinsichtlich beamtenrechtlicher Pensionen
Das FG Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 07. 11. 2023 – 6 K 1379/21 – unter Abgrenzung von anderen Sachverhalten, die der BFH
in der Vergangenheit bereits gewürdigt hat, Stellung genommen, ob für künftige Umlageverpflichtungen hinsichtlich beamtenrechtlicher
Pensionen Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden sind.

Gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB sind in der Handelsbilanz Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden. Die Vorschrift
statuiert – entgegen ihrem Wortlaut – eine handelsrechtlich und damit auch steuerrechtlich zu beachtende Passivierungspflicht. Voraus-
setzung für die Passivierung einer öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeit ist jedoch, dass sie am Bilanzstichtag hinreichend konkretisiert
und zu diesem Zeitpunkt entweder dem Grunde nach entstanden oder, sofern es sich um eine künftige Verbindlichkeit handelt, wirtschaft-
lich im abgelaufenen oder in vorangegangenen Wirtschaftsjahren verursacht ist.

Die Finanzrichter erlauben die Bildung einer entsprechenden Rückstellung. Es liegt im Streitfall zu den Bilanzstichtagen ein Erfüllungs-
rückstand hinsichtlich wirtschaftlich bereits verursachter Verpflichtungen vor, für entliehene Beamte zukünftige Vorsorgeumlagezahlun-
gen an den Versorgungsverband zu erstatten. Die künftigen Vorsorgeumlageleistungen sind durch die erbrachte Arbeitsleistung der
überlassenen Beamten verursacht, da diese für geleistete Dienste nicht nur laufende Bezüge erhalten, sondern zusätzlich nach dem
Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg Pensionsanwartschaften erwerben. Die Umlageplicht entsteht vorbehaltslos mit
jedem geleisteten Monat der abgestellten Beamten.

Mit den zukünftigen Umlagezahlungen ist auch zu rechnen. Es ist zu den Bilanzstichtagen nicht absehbar bzw. zu erwarten, dass der
Versorgungsverband auf Umlagen verzichtet bzw. den Umlagesatz senkt. Im konkreten Fall schätzt der erkennende Senat die Höhe jener
Rückstellungen mangels ausreichenden Vortrags der Beteiligten auf 37 % der steuerbilanziellen Pensionsrückstellungsbeträge.

Aus Art. 28 Abs. 1 Satz 2 EGHGB, wonach für eine mittelbare Verpflichtung aus einer Zusage für eine laufende Pension oder eine
Anwartschaft auf eine Pension sowie für eine ähnliche unmittelbare oder mittelbare Verpflichtung keine Rückstellung gebildet zu werden
braucht, resultiert kein steuerliches Passivierungsverbot der Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten. Der Zweck des Art. 28 EGHGB
besteht darin, Unternehmen zu ermöglichen, Rückstellungen aufgrund bestehender Unterdeckungen der externen Versorgungsträger –
statt in der Bilanz – im Anhang auszuweisen. So liegen die Verhältnisse im Streitfall nicht. Die Rückstellung wird im Hinblick auf zukünftige
Umlageverpflichtungen gebildet und nicht, weil zu den Bilanzstichtagen eine Unterdeckung des Versorgungsverbandes hinreichend wahr-
scheinlich gewesen wäre.

Die Entscheidung des FG Baden-Württemberg ist noch nicht rechtskräftig; beim BFH ist das Revisionsverfahren unter dem Az. XI R
34/23 anhängig.
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